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1. Instanz

Aktenzeichen S 3 R 656/19
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2. Instanz

Aktenzeichen L 3 R 656/19
Datum 07.06.2023

3. Instanz

Datum -

Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Dortmund
vom 02.07.2019 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu
erstatten.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Â 

Â 

Â 

Tatbestand:

Â 

Die Beteiligten streiten Ã¼ber einen Anspruch der KlÃ¤gerin auf GewÃ¤hrung von
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Rente wegen Erwerbsminderung fÃ¼r die Zeit vom 13.04.2017 bis zum 31.10.2019.

Â 

Die am 00.00.0000 geborene KlÃ¤gerin verfÃ¼gt Ã¼ber keine abgeschlossene
Berufsausbildung. Etwa seit November 1977 arbeitete sie in der Metallverarbeitung
bei der Montage am Band bis etwa 1983. Darauf folgte eine weitere TÃ¤tigkeit in
der Montage sowie als Pulverbeschichterin von circa Ende 1986 bis 1991. Seit dem
30.03.1998 war die KlÃ¤gerin bei der Deutschen Post bis zum 31.12.2011 als
Postzustellerin in Vollzeit beschÃ¤ftigt und nach dem Entgelttarifvertrag fÃ¼r
Arbeitnehmer der Deutschen Post AG vom 18.06.2003, zuletzt geÃ¤ndert durch
Tarifvertrag Nr. 163, in Entgeltgruppe 3 beschÃ¤ftigt. Am 07.12.2011 erkrankte sie
arbeitsunfÃ¤hig und bezog vom 01.01.2012 bis zum 25.01.2013 Krankengeld.
Sodann erhielt sie bis zum 24.04.2014 Arbeitslosengeld I. Im Anschluss war sie
arbeitslos ohne Leistungsbezug.

Â 

Erstmalig beantragte die KlÃ¤gerin am 17.07.2012 eine Rente wegen
Erwerbsminderung. Das gegen die ablehnende Entscheidung der Beklagten
gefÃ¼hrte Klageverfahren vor dem Sozialgericht (SG) Dortmund unter dem
Aktenzeichen S 34 R 1439/13 nahm die KlÃ¤gerin nach Einholung von gerichtlichen
SachverstÃ¤ndigengutachten durch den Arzt fÃ¼r Psychiatrie und Neurologie X.
vom 15.09.2014 und den Facharzt fÃ¼r OrthopÃ¤die S. vom 20.01.2015, welche
beide ein vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen feststellten, zurÃ¼ck.

Â 

Am 13.04.2017 beantragte die KlÃ¤gerin bei der Beklagten erneut die GewÃ¤hrung
von Rente wegen Erwerbsminderung. Den Antrag begrÃ¼ndete sie mit chronischen
Gelenkerkrankungen, welche sie nicht mehr belastbar machen wÃ¼rden. Die
Feinmotorik der HÃ¤nde sei sehr stark eingeschrÃ¤nkt. Die starken Schmerzen
seien ohne Tabletteneinnahme nicht zu ertragen.

Â 

Die Beklagte holte Befundberichte der behandelnden Ã�rzte ein. Der Facharzt fÃ¼r
Physikalische und Rehabilitative Medizin I. gab an, dass die KlÃ¤gerin insbesondere
durch GanzkÃ¶rperschmerzen mit derzeitiger Betonung der Oberschenkelregion,
der Sattelgelenke und der Lenden-Becken-Region beschwert sei. Es bestehe eine
tÃ¤gliche Anlaufsteifigkeit von gut einer Stunde. Auch die Ã�rzte der
Gemeinschaftspraxis O./M./H. bestÃ¤tigten das Vorliegen von zunehmenden
GanzkÃ¶rperschmerzen, welche zu einer Leistungsminderung und
DurchschlafstÃ¶rungen fÃ¼hren wÃ¼rden. Insbesondere die Handkraft sei
reduziert. Hinzu kÃ¤men schmerzhafte FunktionseinschrÃ¤nkungen der
Sprunggelenke sowie eine Neigung zu Depressionen und AngstzustÃ¤nden. Die
HausÃ¤rztin und FachÃ¤rztin fÃ¼r Allgemeinmedizin Frau Diese teilte als
Beschwerden ein starkes SteifheitsgefÃ¼hl, Kraftlosigkeit und
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BewegungseinschrÃ¤nkungen bei Polyarthrose und fortgeschrittener VerÃ¤nderung
an den HÃ¤nden mit. Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne auch nicht lange Stehen oder Sitzen. Es
bestÃ¼nden auch in Bewegung starke Schmerzen an der WirbelsÃ¤ule, den Knien
und den FÃ¼Ã�en beidseits. Eine BesserungsmÃ¶glichkeit bestehe nicht. 

Â 

Sodann holte die Beklagte ein Gutachten bei dem Facharzt fÃ¼r Nervenheilkunde V.
ein. Am 25.10.2017 diagnostizierte dieser bei der KlÃ¤gerin eine PanikstÃ¶rung,
Angst und depressive StÃ¶rung, gemischt, ein chronisches Schmerzsyndrom bei
degenerativer WirbelsÃ¤ulenverÃ¤nderung und Polyarthrose sowie eine
SchilddrÃ¼senvergrÃ¶Ã�erung. Aus nervenÃ¤rztlicher Sicht sei trotz der
PanikstÃ¶rung und auch der gemischten Angst und Depression von einem
vollschichtigen LeistungsvermÃ¶gen auszugehen. Die HauptbeeintrÃ¤chtigung
bestehe auf rheumatologisch-orthopÃ¤dischem Gebiet. In einer sozialmedizinischen
Stellungnahme vom 08.11.2017 hielt der Medizinaldirektor C. die Voraussetzung
fÃ¼r eine Erwerbsminderung weiterhin fÃ¼r nicht gegeben, weil ein
LeistungsvermÃ¶gen von mehr als sechs Stunden tÃ¤glich bestehen wÃ¼rde.

Â 

Mit Bescheid vom 24.11.2017 lehnte die Beklagte die GewÃ¤hrung einer Rente
wegen Erwerbsminderung ab, weil die medizinischen Voraussetzungen unter
BerÃ¼cksichtigung einer PanikstÃ¶rung, Angst und depressive StÃ¶rung gemischt,
eines chronischen Schmerzsyndroms bei degenerativen
WirbelsÃ¤ulenverÃ¤nderungen und einer medikamentÃ¶s behandelten
SchilddrÃ¼senvergrÃ¶Ã�erung nicht erfÃ¼llt seien. Auch bei Beachtung einer
vermeintlichen BerufsunfÃ¤higkeit bestehe kein Anspruch, weil es TÃ¤tigkeiten auf
dem allgemeinen Arbeitsmarkt gebe, die die KlÃ¤gerin mindestens sechs Stunden
tÃ¤glich ausÃ¼ben kÃ¶nne und ihr aufgrund ihres beruflichen Werdeganges
zumutbar seien.

Â 

Dagegen legte die KlÃ¤gerin am 05.12.2017 Widerspruch ein und machte geltend,
dass nicht sÃ¤mtliche der zu der Feststellung ihres Grades der Behinderung (GdB)
von 40 fÃ¼hrenden Erkrankungen berÃ¼cksichtigt worden seien. Es bestehe noch
eine Fibromyalgie und eine Polyarthrose, wodurch sie in ihrer Bewegung Ã¤uÃ�erst
eingeschrÃ¤nkt sei. Zudem kÃ¤men noch als weitere Leiden ein
ErschÃ¶pfungssyndrom, ein chronischer Tinnitus, der sich zunehmend
verschlechtere, ein Venenleiden sowie Borreliose hinzu. Trotz Schmerztherapie,
Einnahme von Schmerzmedikamenten und verordnetem Reha-Sport sei sie nie
schmerzfrei. 

Â 

Die Beklagte holte weitere Befundberichte ein. Der OrthopÃ¤de R. teilte als
Diagnosen eine EntzÃ¼ndung der Achillessehnen beidseits, links mit Partialruptur
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sowie rezidivierende Phlegmone der GroÃ�zehen beidseits mit. Die KlÃ¤gerin leide
unter Schmerzen an beiden Achillessehnen, insbesondere bei Belastung. Dadurch
reduziere sich die Gehstrecke. Der Facharzt fÃ¼r Hals-, Nasen-und Ohrenheilkunde
P. gab an, dass bei der KlÃ¤gerin neben einem Tinnitus eine geringgradige
InnenohrschwerhÃ¶rigkeit beidseits bestehe. Dies fÃ¼hre zu einer HÃ¶rminderung
sowie zu Konzentrations- und Einschlaf-/DurchschlafstÃ¶rungen. In einem weiteren
Befundbericht bekrÃ¤ftigte Herr I., dass ein seit Jahren unverÃ¤ndertes Schmerzbild
bestehe. Der die Beklagte beratende Arzt G. empfahl sodann die
Leistungsablehnung unter Anerkennung weiterer Diagnosen.

Â 

Mit Widerspruchbescheid vom 11.04.2018 wies die Beklagte den Widerspruch
zurÃ¼ck. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte sie aus, dass die Voraussetzungen fÃ¼r eine
Rente wegen teilweiser bzw. voller Erwerbsminderung nicht erfÃ¼llt seien, da die
KlÃ¤gerin auch unter weiterer BerÃ¼cksichtigung der Fibromyalgie, der
Polyarthrose, des Tinnitus, des Venenleidens und einer stattgehabten Borreliose
weiterhin in der Lage sei, TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens
sechs Stunden tÃ¤glich zu verrichten. Sie kÃ¶nne auch kein Berufsschutz in
Anspruch nehmen und sei daher auf sÃ¤mtliche ungelernte TÃ¤tigkeiten zu
verweisen.

Â 

Hiergegen hat die KlÃ¤gerin am 23.04.2018 Klage vor dem SG erhoben. Sie hat
vorgetragen, dass die Beklagte das AusmaÃ� der gesundheitlichen
BeeintrÃ¤chtigung und die Wechselwirkungen der einzelnen Erkrankungen
verkenne. Eine weitere BeeintrÃ¤chtigung bestehe aus der umfassenden Operation
der GroÃ�zehe in der Zeit vom 03.01.2012 bis zum 10.01.2012. Eine weitere
Verschlimmerung werde auch durch den ab dem 14.05.2018 hÃ¶heren GdB von 50
deutlich.

Â 

Die KlÃ¤gerin hat beantragt,

die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 24.11.2017 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 11.04.2018 zu verurteilen, ihr ab Antragstellung
Rente wegen voller Erwerbsminderung, hilfsweise Rente wegen teilweiser
Erwerbsminderung nach MaÃ�gabe der gesetzlichen Bestimmungen zu gewÃ¤hren.

Â 

Die Beklagte hat beantragt,

die Klage abzuweisen.

Â 
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Sie hat die angegriffenen Bescheide fÃ¼r rechtmÃ¤Ã�ig erachtet.

Â 

Das SG hat Befundberichte von der FachÃ¤rztin fÃ¼r Innere Medizin und
Rheumatologie H., von Herrn I., von Herrn P., des psychologischen
Psychotherapeuten A., sowie der HausÃ¤rztin T. eingeholt. Herr I. hat dabei
mitgeteilt, dass er die KlÃ¤gerin fÃ¼r nicht in der Lage halte, einer
ErwerbstÃ¤tigkeit von sozialversicherungspflichtigen Wert nachzugehen, da die
bisherige Behandlung die EinschrÃ¤nkung der AktivitÃ¤ten des tÃ¤glichen Lebens
nur leidlich wiederkehrend habe verbessern kÃ¶nnen. DemgegenÃ¼ber hat Herr A.
mitgeteilt, dass er der KlÃ¤gerin fÃ¼r die Zeit vom 09.04.2013 bis zum 10.09.2015
eine volle ErwerbsfÃ¤higkeit zutraue. Frau Diese hat am 28.06.2018 angegeben,
dass die KlÃ¤gerin schnell erschÃ¶pft sei und stÃ¤ndig kÃ¶rperlichen Schmerz mit
massivem SteifigkeitsgefÃ¼hl habe. Die HÃ¤nde seien kraftlos, sodass sie
ungewollt Dinge aus den HÃ¤nden fallen lasse. Auch der Schlaf sei durch den
Schmerz gestÃ¶rt. Der Gesundheitszustand habe sich schleichend progredient
verschlechtert. Sie halte die KlÃ¤gerin fÃ¼r nicht mehr erwerbsfÃ¤hig. 

Â 

Weiterhin hat das SG Beweis erhoben durch Einholung eines Hauptgutachtens der
Ã�rztin fÃ¼r physikalische und rehabilitative Medizin sowie Allgemeinmedizin Frau
F. und eines nervenÃ¤rztlichen Zusatzgutachtens von U.. Der SachverstÃ¤ndige U.
Â hat in seinem auf Basis einer Untersuchung der KlÃ¤gerin am 04.09.2018
erstellten Gutachten vom 07.09.2018 die Diagnosen einer PanikstÃ¶rung,
spezifischen Phobie (Angst vor Fahren auf der Autobahn mit
Vermeidungsverhalten), Tinnitus rechts sowie rezidivierenden depressiven
StÃ¶rung, gegenwÃ¤rtig leicht- bis mittelgradige depressive Episode gestellt. Er ist
zu der Beurteilung gelangt, die KlÃ¤gerin kÃ¶nne unter BerÃ¼cksichtigung einer
psychophysisch herabgesetzten Belastbarkeit noch regelmÃ¤Ã�ig und unter
betriebsÃ¼blichen Bedingungen kÃ¶rperlich leichte und geistig einfache
TÃ¤tigkeiten Ã¼berwiegend im Sitzen, Gehen und Stehen auch im Freien unter
Witterungsschutz vollschichtig mit weiteren qualitativen
LeistungseinschrÃ¤nkungen verrichten. Lasten kÃ¶nnten bis 10 kg gehoben und
getragen werden. Auf neurologischem Fachgebiet sei die GebrauchsfÃ¤higkeit der
HÃ¤nde nicht eingeschrÃ¤nkt. Auch die GehfÃ¤higkeit sei nicht beeintrÃ¤chtigt und
die KlÃ¤gerin kÃ¶nne den Ã�PNV nutzen. Lediglich beim FÃ¼hren eines
Kraftfahrzeuges kÃ¶nnte keine Autobahn genutzt werden. Das LeistungsvermÃ¶gen
bestehe mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit seit April 2017
unverÃ¤ndert fort.

Â 

Die SachverstÃ¤ndige F. hat ihrem Gutachten vom 20.11.2018 auf Grundlage einer
Untersuchung am 15.11.2018 bei der KlÃ¤gerin ein chronisches undifferenziertes
Schmerzsyndrom mit psychischen und somatischen Ursachen, eine degenerative
WirbelsÃ¤ulenverÃ¤nderung zervikal und lumbal, eine beginnende Polyarthrose des
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rechten Knies, der rechten Schulter, des rechten Daumensattelgelenks und der
Fingergelenke der rechten Hand, Dysthymie, Angst und depressive StÃ¶rung
gemischt, Tinnitus, PanikstÃ¶rung, Zustand nach Borreliose-Infektion,
Fibromyalgiesyndrom sowie Verdacht auf HyperurikÃ¤mie/Gicht diagnostiziert.
Unter BerÃ¼cksichtigung der mit diesen Diagnosen einhergehenden
BeeintrÃ¤chtigungen verfÃ¼ge die KlÃ¤gerin noch Ã¼ber ein ausreichendes
LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r kÃ¶rperlich leichte und geistig einfache Arbeiten im
Wechsel von Gehen, Stehen und Sitzen im Freien unter Witterungsschutz im
Umfang von 6 Stunden und mehr. Arbeiten mit stÃ¤ndigem BÃ¼cken, in stÃ¤ndig
gebÃ¼ckter Haltung sowie stÃ¤ndigem Knien und Hocken bzw. in sonstigen
stÃ¤ndigen Zwangshaltungen seien ebenso wie Arbeiten auf GerÃ¼sten, Leitern
oder Regalleitern nicht mehr zumutbar. Arbeiten in Nachtschicht, unter besonderem
zeitlichen Druck sowie mit hÃ¤ufigem Publikumsverkehr seien zu vermeiden. Die
GebrauchsfÃ¤higkeit der HÃ¤nde sei zwar eingeschrÃ¤nkt, nicht jedoch die
Feinmotorik, sondern nur die Kraftentfaltung. Dies habe zur Folge, dass ein
dauerhaftes Greifen oder Arbeiten mit der ganzen Hand und Kraftaufwand nur
eingeschrÃ¤nkt mÃ¶glich seien. Die GehfÃ¤higkeit sei nicht eingeschrÃ¤nkt. Das
LeistungsvermÃ¶gen bestehe mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit seit
April 2017 und habe sich seither nicht wesentlich verÃ¤ndert.

Â 

Die KlÃ¤gerin hat sodann weiter vorgetragen, dass sie sich bei der Begutachtung
durch U. ohne Anwesenheit weiteren Personals bzw. ihres Ehemannes Ã¤uÃ�erst
unwohl gefÃ¼hlt habe. Die Begutachtung sei oberflÃ¤chlich gewesen. Auch das
Gutachten von Frau F. sei oberflÃ¤chlich gestaltet und nahezu jeder dritte Satz
unverstÃ¤ndlich, weil offensichtlich mit einem Sprachcomputer gearbeitet worden
sei, der nicht richtig funktioniert habe. Zudem habe die kÃ¶rperliche Untersuchung
nur 20 Minuten gedauert. Im Ã�brigen habe die SachverstÃ¤ndige die Diagnose der
Fibromyalgie nicht ernst genommen. Ferner habe sie groÃ�e Probleme bei der
Darstellung des Zehenstandes gehabt, sodass das Ergebnis der SachverstÃ¤ndigen,
dass die SensibilitÃ¤t und Motorik der unteren ExtremitÃ¤ten unauffÃ¤llig gewesen
sei, nicht haltbar sei. Es sei zudem augenfÃ¤llig, dass an ihren beiden HÃ¤nden
mehrere Finger verdickt und deformiert seien, sodass schon fÃ¼r einen Laien
erkennbar sei, dass beide HÃ¤nde nicht mehr voll funktionsfÃ¤hig seien. Aufgrund
der BeeintrÃ¤chtigung der FÃ¼Ã�e und des erkennbar dicken rechen Knies mit
entsprechenden BewegungseinschrÃ¤nkungen und starken Schmerzen kÃ¶nne sie
keine Ã¶ffentlichen Verkehrsmittel nutzen.

Â 

Mit Urteil vom 02.07.2019 hat das SG die Klage abgewiesen. In den
EntscheidungsgrÃ¼nden hat es ausgefÃ¼hrt, die KlÃ¤gerin sei nicht voll oder
teilweise erwerbsgemindert, da sie noch unter den Ã¼blichen Bedingungen des
allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens sechs Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig sein
kÃ¶nne. Dies folge aus den Ã¼berzeugenden SachverstÃ¤ndigengutachten. Die
KlÃ¤gerin sei auch nicht berufsunfÃ¤hig, da sie ausgehend von der zuletzt
ausgeÃ¼bten TÃ¤tigkeit als angelernte Postzustellerin auf alle gesundheitlich
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zumutbaren TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes zu verweisen sei. Der
Benennung konkreter TÃ¤tigkeitsbilder bedÃ¼rfe es insoweit nicht.

Â 

Gegen das ihr am 24.07.2019 zugestellte Urteil hat die KlÃ¤gerin am 13.08.2019
Berufung eingelegt. Sie trÃ¤gt vor, dass das SG ihren Vortrag sowohl bezÃ¼glich
der DurchfÃ¼hrung als auch der Ergebnisse der Begutachtungen nicht ausgewertet
habe. Zudem habe das SG die gesundheitlichen BeeintrÃ¤chtigungen
BeinvenenschwÃ¤che, Tendinitis der Achillessehne beidseits und systemische
Polyarthrose/Gonarthrose nicht berÃ¼cksichtigt. Sie sei nicht auf den allgemeinen
Arbeitsmarkt zu verweisen, weil die meisten Verrichtungen, die in ungelernten
TÃ¤tigkeiten in der Regel gefordert werden, den Einsatz der HÃ¤nde bzw. Finger
benÃ¶tigen wÃ¼rden, was ihr jedoch nicht mÃ¶glich sei. Dies gelte insbesondere
fÃ¼r die Bedienung eines PC. TÃ¤tigkeiten grÃ¶berer Art seien hÃ¤ufig mit
Bewegungen der WirbelsÃ¤ule verbunden. Bereits kurze Wegstrecken wÃ¼rden bei
ihr starke Schmerzen auslÃ¶sen. Ã�berdies fÃ¼hre die Summierung
ungewÃ¶hnlicher LeistungsbeschrÃ¤nkungen dazu, dass ihr viele Arbeitsfelder einer
ungelernten TÃ¤tigkeit versperrt seien.

Â 

Â 

Die KlÃ¤gerin beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Dortmund vom 02.07.2019 abzuÃ¤ndern und die
Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 24.11.2017 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 11.04.2018 zu verurteilen, ihr eine Rente wegen
voller Erwerbsminderung, hilfsweise wegen teilweiser Erwerbsminderung, ab
Antragstellung bis zum 31.10.2019 nach MaÃ�gabe der gesetzlichen Bestimmungen
zu gewÃ¤hren.

Â 

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Â 

Sie hÃ¤lt die angefochtene Entscheidung fÃ¼r zutreffend. Insbesondere sei die
KlÃ¤gerin auf den allgemeinen Arbeitsmarkt zu verweisen und kÃ¶nne kein
Berufsschutz geltend machen, da nur gewÃ¶hnliche LeistungseinschrÃ¤nkungen
aufgefÃ¼hrt wÃ¼rden, die fÃ¼r eine Summierung ungewÃ¶hnlicher
LeistungseinschrÃ¤nkungen nicht ausreichen wÃ¼rden. Unter Bezugnahme auf die
Gutachter sei nicht die Feinmotorik, sondern die Kraftentfaltung der HÃ¤nde
eingeschrÃ¤nkt. TÃ¤tigkeiten wie Zureichen, Abnehmen, Transportieren, Kleben,
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Sortieren, Verpacken oder das Zusammensetzen von Teilen seien der KlÃ¤gerin
daher mÃ¶glich. Zudem hat die Beklagte unter BeifÃ¼gung des
Versicherungsverlaufes mitgeteilt, dass die versicherungsrechtlichen
Voraussetzungen letztmalig am 01.04.2019 erfÃ¼llt gewesen seien.

Â 

Mit Bescheid vom 11.07.2019 hat die Beklagten der KlÃ¤gerin eine Altersrente fÃ¼r
schwerbehinderte Menschen ab dem 01.11.2019 bewilligt.

Â 

Der Senat hat Beweis erhoben durch Einholung eines orthopÃ¤disch-alegesiologisch-
rheumatologischen SachverstÃ¤ndigengutachtens von B. vom 16.03.2020. Dieser
hat nach Untersuchung der KlÃ¤gerin am 02.03.2020 die Diagnosen beginnendes
VerschleiÃ�leiden der Kniegelenke mit endgradigen Beweglichkeitsdefizit,
rechtsbetonte geringe Minderbelastbarkeit, Vielgelenksleiden im Bereich der
HÃ¤nde mit geringem Funktionsdefizit, VerschleiÃ�leiden der WirbelsÃ¤ule mit
Fehlhaltung der LendenwirbelsÃ¤ule, Ã�bergewicht und erworbener
MuskelschwÃ¤che, lumbale InstabilitÃ¤t, vorbeschriebenes HalswirbelsÃ¤ulen-
Syndrom aktuell ohne Funktionsdefizit, chronisches Schmerzleiden mit
wechselndem GanzkÃ¶rperschmerz, StÃ¶rung der affektiven Schmerzverarbeitung
mit Hinweisen fÃ¼r seelisches Leiden sowie ein Krampfaderleiden gestellt. Unter
BerÃ¼cksichtigung der mit diesen Erkrankungen einhergehenden
BeeintrÃ¤chtigungen kÃ¶nne die KlÃ¤gerin noch kÃ¶rperlich leichte und auch
gelegentlich mittelschwere sowie geistig einfache und mittelschwierige Arbeiten in
zeitweilig gehender, stehender oder sitzender Position mit der MÃ¶glichkeit einer
bedarfsweise wechselnden KÃ¶rperhaltung im Freien unter Witterungsschutz auch
mit hÃ¤ufigen Publikumsverkehr im Umfang von sechs Stunden und mehr mit
weiteren qualitativen LeistungseinschrÃ¤nkungen verrichten. Die KlÃ¤gerin sei noch
in der Lage bis zu 10 kg schwere Lasten regelmÃ¤Ã�ig bzw. bis 15 kg zumindest
kurzfristig zu heben, tragen oder zu bewegen. BezÃ¼glich Arbeiten mit voller
GebrauchsfÃ¤higkeit der HÃ¤nde bestÃ¼nden insofern Bedenken, dass es zu einer
leichten Kraftminderung, jedoch ohne eine BeeintrÃ¤chtigung der feinmotorischen
Greiffunktion gekommen sei. Die GehfÃ¤higkeit sei nicht wesentlich
eingeschrÃ¤nkt. Im Vergleich zum Gutachten von Frau F. seien die dort seinerseits
vorgetragenen und zu wÃ¼rdigenden Beschwerden in der hiesigen Begutachtung
nicht mehr zur Sprache gekommen (z.B. im Bereich der rechten Schulter). Er weiche
daher von ihrer Begutachtung nur dahingehend ab, dass sogar gelegentlich
mittelschwere Arbeiten zumutbar seien. 

Â 

In der Folge hat die KlÃ¤gerin erneut beanstandet, dass ihr Ehemann der
Begutachtung nicht beiwohnen durfte. Auch habe sie auf die Fragen des Gutachters
nur kurz und knapp antworten dÃ¼rfen. B. habe nicht berÃ¼cksichtigt, dass sich
der rechte FuÃ� gar nicht mehr Abrollen lasse. Der SachverstÃ¤ndige verkenne
zudem die Beschwerden in der Schulter und der HalswirbelsÃ¤ule. Auch habe sie
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bei vielerlei BerÃ¼hrungen und Bewegungen starke Schmerzen verspÃ¼rt, sie habe
jedoch nicht stÃ¤ndig rufen oder schreien wollen. Zudem hat sie eine aktuelle
Bescheinigung bezÃ¼glich ihres unverÃ¤nderten Beschwerdebildes durch Herrn I.
vom 15.09.2020 vorgelegt.

Â 

Sodann hat der Senat auf Antrag der KlÃ¤gerin ein Gutachten gem. Â§ 109
Sozialgerichtsgesetz (SGG) auf dem Gebiet der OrthopÃ¤die â�� Unfallchirurgie bei
Herrn Y. in Auftrag gegeben. Dieser hat in seinem Gutachten vom 20.07.2021
basierend auf einer Untersuchung der KlÃ¤gerin mit eigener Bildgebung am
28.04.2021 eine Polyarthrose der Fingergelenke, Rhizarthrose, Valgus-Gonarthrose,
Senk-SpreizfuÃ�-Ausbildung beidseits, VerschleiÃ�leiden der HÃ¼ftgelenke, der
LendenwirbelsÃ¤ule und der HalswirbelsÃ¤ule, Impingement-Syndrom an beiden
Schultergelenken sowie ein zumindest mit einer Fibromyalgie vergleichbares
Schmerzsyndrom diagnostiziert. Unter BerÃ¼cksichtigung der mit diesen
Erkrankungen einhergehenden GesundheitsbeeintrÃ¤chtigungen sei die KlÃ¤gerin
nur noch in der Lage, kÃ¶rperlich leichte sowie geistig mittelschwierige bis einfache
Arbeiten Ã¼berwiegend im Sitzen mit kurzfristigen Heben und Tragen von Lasten
bis ca. 5 kg in geschlossenen RÃ¤umen ohne KÃ¤lte, Hitze,
Temperaturschwankungen, NÃ¤sse oder LÃ¤rm im Umfang von drei bis unter sechs
Stunden tÃ¤glich auszufÃ¼hren. Die GebrauchsfÃ¤higkeit der HÃ¤nde sei deutlich
gemindert. Die Tastaturbedienung sei nur mit EinschrÃ¤nkungen verbunden. Daher
erscheine nur ein gelegentliches und kurzzeitiges Arbeiten mit voller
GebrauchsfÃ¤higkeit der HÃ¤nde mÃ¶glich. Mit an Sicherheit grenzender
Wahrscheinlichkeit hÃ¤tten die festgestellten GesundheitsstÃ¶rung schon seit April
2017 bestanden. GegenÃ¼ber der Vorgutachter habe er in seiner Untersuchung
andere Befunde auch wegen der Anwesenheit des Ehemanns feststellen kÃ¶nnen.
Der SachverstÃ¤ndige B. habe zudem veraltete Aufnahmen aus den Jahren 2013 bis
2018 gewÃ¼rdigt.

Â 

Herr B. hat in einer vom Senat eingeholten ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom
01.12.2021 mitgeteilt, dass dem Gutachten von Y. keine zusammenfassende
Darstellung und WÃ¼rdigung der Unterlagen zu entnehmen sei. Bereits aus der
Anamnese werde deutlich, dass die KlÃ¤gerin deutlich abgestimmt zwischen den
von ihr angegebenen Beschwerden und den objektiven Befunden geantwortet habe.
Das alleinige Vorliegen von bildgebenden Befunden rechtfertige nicht die Annahme
von daraus resultierenden relevanten FunktionsstÃ¶rungen. Im Ã�brigen sei eine
wesentliche Differenz zwischen den Aufnahmen nicht zu konstatieren. Eine
nachvollziehbare VerÃ¤nderung des Beschwerdebildes zum negativen hin erscheine
allein auf Grundlage der anamnestischen Angaben der KlÃ¤gerin nicht hinreichend
belegt. Die Einholung eines weiteren Gutachtens sei nicht erforderlich und er
verbleibe bei seiner Beurteilung des LeistungsvermÃ¶gens.

Â 
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Die KlÃ¤gerin hat vorgetragen, dass die ergÃ¤nzende Stellungnahme von B. zeige,
dass dieser bereits zu Beginn ihren Ã�uÃ�erungen Ã¤uÃ�erst skeptisch
gegenÃ¼bergestanden habe. BestÃ¤tigt werde die EinschÃ¤tzung von Y. auch
durch die zum 25.03.2022 erfolgte Anerkennung des Pflegegrades 1 wegen
Polyarthrose und Fibromyalgie einhergehend mit schmerzhaften
BewegungseinschrÃ¤nkungen. 

Â 

In der vom Senat eingeholten Arbeitgeberauskunft der Deutschen Post AG hat Herr
Q. mitgeteilt, dass die KlÃ¤gerin in der Verbundzustellung (kombinierte Zustellung
von Brief- und Postsendung) tÃ¤tig gewesen sei. Die Arbeiten als Fachkraft fÃ¼r
Kurier-, Express- und Postdienstleistungen wÃ¼rden eine Lehre erfordern, die die
KlÃ¤gerin nicht durchlaufen habe. Dennoch habe sie alle Arbeiten vollwertig wie
beim normalen Ausbildungsweg in diesem Beruf verrichtet und auch den gleichen
Lohn wie BeschÃ¤ftigte mit abgeschlossener Ausbildung erhalten. Besondere
Kenntnisse seien fÃ¼r die angelernte TÃ¤tigkeit nicht erforderlich. Die KlÃ¤gerin
habe nur drei Wochen, wie auch eine vÃ¶llig ungelernte Kraft, angelernt werden
mÃ¼ssen. Ein besonderes Verantwortungsbewusstsein oder VertrauensverhÃ¤ltnis
sei nicht erforderlich. Bei der TÃ¤tigkeit habe es sich um eine kÃ¶rperlich schwere
TÃ¤tigkeit gehandelt, was sich alleine aus dem Heben und Tragen von
Paketsendungen bis 31,5 kg ergebe. Die TÃ¤tigkeit habe im Wechsel von Sitzen 20
%, Gehen 65 % und Stehen 15 % Ã¼berwiegend im Freien unter
WitterungseinflÃ¼ssen verrichtet werden mÃ¼ssen. Diese Anforderungen habe die
KlÃ¤gerin entsprechend des Entgeltes erfÃ¼llt. Die KlÃ¤gerin sei in Entgeltgruppe 3
gefÃ¼hrt und sogar etwas Ã¼bertariflich entlohnt worden, was sich aus dem
Anspruch auf Besitzstandslohn ergebe. 1.730 ArbeitsplÃ¤tze in Teilzeit stÃ¼nden
aktuell zur VerfÃ¼gung.

Â 

Die KlÃ¤gerin hat gegenÃ¼ber der Arbeitsplatzbeschreibung eingewandt, dass
sÃ¤mtliche Angaben zur Anlernzeit unzutreffend seien, insbesondere sei sie nicht
nur drei Wochen angelernt worden. Unter Bezugnahme auf die Arbeitgeberauskunft
dÃ¼rfe sie nicht auf den allgemeinen Arbeitsmarkt verwiesen werden. Einfachste
TÃ¤tigkeiten wÃ¤ren fÃ¼r sie sozial nicht zumutbar. Sie habe zudem regelmÃ¤Ã�ig
an Seminaren und Fortbildungen teilgenommen. Nach Tarifvertrag sei sie der
Entgeltgruppe 3 Untergruppenstufe 7 zugeordnet gewesen. AuÃ�erdem sei sie seit
dem 01.09.1998 auch aktives Mitglied der Deutschen Gewerkschaft gewesen und in
den Betriebsrat gewÃ¤hlt worden. Nach dem Mehrstufenschema sei sie nicht in die
Gruppe der ungelernten Berufe zuzuordnen, sondern es hÃ¤tte ein Vergleichsberuf
der Stufe II von der Beklagten aufgefÃ¼hrt werden mÃ¼ssen, was bisher nicht
geschehen sei.

Â 

Die Beklagte hat weiter vorgetragen, dass die KlÃ¤gerin nicht als Facharbeiter
einzustufen sei, weil die Anlernzeit nur drei Wochen betragen habe. Die Entlohnung
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beruhe auf qualitÃ¤tsfremden Merkmalen. Vorsorglich werde als
VerweisungstÃ¤tigkeitÂ die TÃ¤tigkeit als BÃ¼rohelferin in einer Poststelle und
Poststellenmitarbeiterin nach BAT III/E3 TVÃ¶D benannt.

Â 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird Bezug
genommen auf den Inhalt der Gerichtsakte und der Verwaltungsakte der Beklagten,
die Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen sind.

Â 

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Â 

Die Berufung ist zulÃ¤ssig, aber unbegrÃ¼ndet.

Â 

Das SG hat die Klage zu Recht mit Urteil vom 02.07.2019 abgewiesen. Der Bescheid
der Beklagten vom 24.11.2017 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
11.04.2018 ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt die KlÃ¤gerin nicht in ihren Rechten (Â§
54 Abs. 2 Satz 1 Sozialgerichtsgesetz [SGG]). Ein Anspruch auf
Erwerbsminderungsrente besteht nicht, da die KlÃ¤gerin im streitigen Zeitraum
nach dem Ergebnis der medizinischen Ermittlungen im Verwaltungs- und
Gerichtsverfahren nicht voll oder teilweise erwerbsgemindert und auch keine Rente
bei BerufsunfÃ¤higkeit zu gewÃ¤hren ist.

Â 

GemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs. 1, 2 Sozialgesetzbuch â�� Sechstes Buch â�� Gesetzliche
Rentenversicherung (SGB VI) haben Versicherte bis zum Erreichen der
Regelaltersgrenze Anspruch auf Rente wegen teilweiser oder voller
Erwerbsminderung, wenn sie teilweise voll erwerbsgemindert sind, in den letzten
fÃ¼nf Jahren vor Eintritt der Erwerbsminderung drei Jahre PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r
eine versicherte BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit haben und vor Eintritt der
Erwerbsminderung die allgemeine Wartezeit erfÃ¼llt haben. Teilweise
erwerbsgemindert sind Versicherte, die wegen Krankheit oder Behinderung auf
nicht absehbare Zeit auÃ�erstande sind, unter den Ã¼blichen Bedingungen des
allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens sechs Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu
sein. Voll erwerbsgemindert sind Versicherte, die wegen Krankheit oder
Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�erstande sind, unter den Ã¼blichen
Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens drei Stunden tÃ¤glich
erwerbstÃ¤tig zu sein. 
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Â 

Von diesen rechtlichen Voraussetzungen ausgehend ist die KlÃ¤gerin weder voll
noch teilweise erwerbsgemindert, da sie noch zu den Ã¼blichen Bedingungen des
allgemeinen Arbeitsmarktes tÃ¤glich mindestens sechs Stunden kÃ¶rperlich leichte
und auch gelegentlich mittelschwere sowie geistig einfache und mittelschwierige
Arbeiten mit weiteren qualitativen LeistungseinschrÃ¤nkungen im streitigen
Zeitraum verrichten konnte. Diese Feststellung ergibt sich aus den plausiblen und
Ã¼berzeugenden, im Gerichtsverfahren eingeholten Gutachten von U., von Frau F.
und von B.. Diese verfÃ¼gen aufgrund ihrer jeweiligen Facharztausbildung, ihrer
langjÃ¤hrigen PraxistÃ¤tigkeit sowie aber auch als erfahrene Gerichtsgutachter
Ã¼ber die erforderlichen medizinischen Qualifikationen und Erfahrungen um
gesundheits- und behinderungsbedingte BeeintrÃ¤chtigungen der
LeistungsfÃ¤higkeit in ihrem Fachgebiet untersuchen und feststellen zu kÃ¶nnen.
Die sachverstÃ¤ndigen EinschÃ¤tzungen des LeistungsvermÃ¶gens der KlÃ¤gerin
sind vor dem Hintergrund der erhobenen Befunde schlÃ¼ssig und Ã¼berzeugend.
Dass die gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen zu teilwiese abweichenden Diagnosen
gelangt sind, schmÃ¤lert ihre Ã�berzeugungskraft nicht, da die festgestellten
Befunde mit altersbedingter Verschlechterung im Verlauf von sÃ¤mtlichen
Gutachtern Ã¤hnlich beschrieben werden und daher Ã�nderungen bei den
Diagnosen plausibel erscheinen. Im Ã�brigen besteht zwischen den AusfÃ¼hrungen
der gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen im Hinblick auf das grundsÃ¤tzlich noch
vorhandene quantitative LeistungsvermÃ¶gen der KlÃ¤gerin Ã�bereinstimmung mit
den Gutachten aus dem vorangegangenen Gerichtsverfahren der X. und S. sowie
mit dem Verwaltungsgutachten von V., welche im Wege des Urkundsbeweises von
dem Senat zu wÃ¼rdigen sind.

Â 

Danach bestehen bei der KlÃ¤gerin LeistungseinschrÃ¤nkungen durch die
orthopÃ¤disch/chirurgischen sowie seelischen Leiden, wobei die
orthopÃ¤dischen/schmerztherapeutischen Leiden den Schwerpunkt bilden. Zur
Ã�berzeugung des Senats ist von folgenden Erkrankungen und Behinderungen
auszugehen:

Â 

Beginnendes VerschleiÃ�leiden der Kniegelenke mit endgradigem
Beweglichkeitsdefizit, rechtsbetonte geringe Minderbelastbarkeit
Vielgelenksleiden im Bereich der HÃ¤nde mit geringem Funktionsdefizit
VerschleiÃ�leiden der WirbelsÃ¤ule mit Fehlhaltung der
LendenwirbelsÃ¤ule, Ã�bergewicht und erworbener MuskelschwÃ¤che,
lumbaler InstabilitÃ¤t, vorbeschriebenes HWS-Syndrom
chronisches Schmerzleiden mit wechselndem GanzkÃ¶rperschmerz,
StÃ¶rung der affektiven Schmerzverarbeitung und Hinweisen fÃ¼r
seelisches Leiden
beginnender Polyarthrose des rechten Knies, der rechten Schulter des
rechten Daumensattelgelenks und der Fingergelenke der rechten Hand
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degenerative WirbelsÃ¤ulenverÃ¤nderung zervikal und lumbal
Tinnitus
Dysthymie

PanikstÃ¶rung
Krampfaderleiden

Â 

Bei den insgesamt doch eher geringen bzw. endgradigen
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen auf chirurgisch-orthopÃ¤disch-
schmerztherapeutischem Fachgebiet ist die KlÃ¤gerin noch befÃ¤higt, kÃ¶rperlich
leichte und auch gelegentlich mittelschwere sowie geistig einfache und
mittelschwierige Arbeiten in zeitweilig gehender, stehender oder sitzender Position
mit der MÃ¶glichkeit bedarfsweise wechselnder KÃ¶rperhaltung im Freien unter
Witterungsschutz und auch mit hÃ¤ufigen Publikumsverkehr im Umfang von sechs
Stunden und mehr zu verrichten. Arbeiten im Knien und Hocken sind nicht mehr
leidensgerecht. Arbeiten im BÃ¼cken sowie Ã�berkopf- und Ã�berschulterarbeiten
sind nur noch gelegentlich bzw. kurzfristig zu erbringen. Die KlÃ¤gerin ist auch noch
in der Lage gewesen, bis zu 10 kg schwere Lasten regelmÃ¤Ã�ig bzw. bis 15 kg
zumindest kurzfristig zu heben, tragen oder zu bewegen. GerÃ¼st- und
Leiterarbeiten scheiden aus. BezÃ¼glich Arbeiten mit voller GebrauchsfÃ¤higkeit
der HÃ¤nde bestehen insofern Bedenken, dass es zu einer leichten Kraftminderung,
jedoch ohne eine BeeintrÃ¤chtigung der feinmotorischen Greiffunktion gekommen
ist. Arbeiten in Nachtschicht bzw. unter besonderen zeitlichen Druck sind nicht
mehr geboten. Die GehfÃ¤higkeit ist nicht wesentlich eingeschrÃ¤nkt.

Â 

FÃ¼r dieses Leistungsbild spricht insbesondere, dass in der
LÃ¤ngsschnittbetrachtung Ã�bereinstimmung zwischen sÃ¤mtlichen gerichtlichen
SachverstÃ¤ndigen im hiesigen und auch im vorangegangen Gerichtsverfahren
sowie den Rentengutachtern besteht, wobei die SachverstÃ¤ndigen in den zeitlich
aktuelleren Gutachten aber auch ein schleichende (altersbedingte)
Verschlechterung anschaulich befundet, erklÃ¤rt und bei der Leistungsbeurteilung
nachvollziehbar berÃ¼cksichtigt haben. Dies wird auch aus dem Umstand deutlich,
dass der Therapieansatz der behandelnden Ã�rzte im streitigen Zeitraum nahezu
unverÃ¤ndert geblieben ist und die KlÃ¤gerin im Wesentlichen auch nur nicht
verschreibungspflichtige Schmerzmittel eingenommen hat.

Â 

Gegen eine quantitativ stÃ¤rker ausgeprÃ¤gte Leistungsminderung spricht
insbesondere bei der von der KlÃ¤gerin geltend gemachten BeeintrÃ¤chtigung ihrer
HÃ¤nde, dass sÃ¤mtliche Gutachter, auch Y., nur eine Kraftminderung, aber keine
erhebliche EinschrÃ¤nkung der Feinmotorik festgestellt haben. Besonders deutlich
geht dies fÃ¼r den Senat aus den sehr anschaulichen Beschreibungen und
Befundungen bei B. hervor, welcher eine beidseits zureichende Feinmotorik unter
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anderem im Umgang mit der Handtasche und bei der Handhabung der Maus ohne
Ausweichbewegung oder SchmerzÃ¤uÃ�erung bei fÃ¼hlbaren Verspannungen und
einer Schwellung im Bereich der Daumengelenksreihe mit Druckdolenz beschrieben
hat, jedoch auch ein freies Spiel der Finger, in voller, aktiver Streckung und beim
Griff zur Faust keine Distanz zur Regelfunktion sowie einen sicheren Spitz- und der
Oppositionsgriff zum Kleinfinger hat feststellen kÃ¶nnen. Eine EinschrÃ¤nkung fÃ¼r
Arbeiten am Computer erscheint dem Senat daher sowie vor dem Hintergrund, dass
die KlÃ¤gerin bei den Testverfahren im Rahmen der Begutachtungen auch Maus
und Tastatur nutzen konnte, ohne dass von einem der SachverstÃ¤ndigen relevante
EinschrÃ¤nkungen beobachtet worden sind, nicht plausibel. Aus den Befundungen
sÃ¤mtlicher SachverstÃ¤ndiger geht Ã¼berdies hervor, dass die KlÃ¤gerin unter
BerÃ¼cksichtigung eines leicht rechts hinkenden Gangbildes noch Ã¼ber ein
GehvermÃ¶gen im ausreichenden MaÃ� verfÃ¼gt.

Â 

Den von einigen behandelnden Ã�rzte geÃ¤uÃ�erten Zweifeln an einer
LeistungsfÃ¤higkeit vermag der Senat nicht zu folgen, weil diese zugleich Ã¼ber ein
gleichbleibendes Beschwerdebild berichten, was Ã¼berhaupt nicht in Einklang mit
den Befunden der Gutachten und dem damaligen Behandlungssetting zu bringen
ist.

Â 

Auch das Gutachten von Y. fÃ¼hrt zu keiner anderen Beurteilung. ZunÃ¤chst ist zu
berÃ¼cksichtigen, dass das Gutachten erst auf Basis einer Untersuchung der
KlÃ¤gerin aus April 2021 und damit eineinhalb Jahre nach dem
streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum bzw. zwei Jahre nach dem Auslaufen der
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen erstellt worden ist. Vor diesem
Hintergrund erschiene es nachvollziehbar, dass sich die Befunde bei diesem und
damit auch die jedenfalls zum Begutachtungszeitpunkt festgestellte
LeistungsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin weiter im Vergleich zu den Vorgutachten
verschlechtert hat. Wie B. bereits ausgefÃ¼hrt hat, weicht die Befunderhebung bei
Y. jedoch im Ergebnis gar nicht derart gravierend ab, dass von einer erheblichen
Differenz auszugehen ist. Die dann jedoch von Y. allein auf seine aktuelle
Befunderhebung gestÃ¼tzte zeitliche RÃ¼ckdatierung des von ihm mitgeteilten
Leistungsbildes Ã¼berzeugt den Senat nicht, da stattdessen eine grÃ¼ndliche
Auswertung sÃ¤mtlicher Vorgutachten und Vorbefunde hÃ¤tte erfolgen mÃ¼ssen,
um eine rÃ¼ckwirkende Leistungsminderung zu belegen. Erschwerend kommt noch
hinzu, dass Y. jedenfalls in Teilen die subjektiven Beschwerdeangaben der KlÃ¤gerin
ohne eigene kritische Ã�berprÃ¼fung Ã¼bernommen hat sowie dass die
SelbstÃ¤ndigkeit der KlÃ¤gerin durch die Anwesenheit des Ehemanns, der aktiv
auch im Rahmen der Befunderhebung durch Hilfestellung eingewirkt hat,
eingeschrÃ¤nkt gewesen sein kÃ¶nnte. Zudem Ã¼berhÃ¶ht er den Stellenwert
einer bildgebenden Diagnostik bei der PrÃ¼fung der LeistungsfÃ¤higkeit. In Summe
schmÃ¤lern diese Punkte die Ã�berzeugungskraft seiner Leistungsbeurteilung
erheblich. DemgegenÃ¼ber besticht gerade das Gutachten von B. durch ein
grÃ¼ndliches Aktenstudium unter plausibler WÃ¼rdigung der Vorbefunde.
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Â 

Eine schwere spezifische Leistungsbehinderung oder einer Summierung von
ungewÃ¶hnlichen LeistungseinschrÃ¤nkungen liegt bei KlÃ¤gerin nicht vor, da diese
nach den AusfÃ¼hrungen sÃ¤mtlicher SachverstÃ¤ndiger noch in der Lage ist,
beispielsweise leichte BÃ¼ro-, Poststellen-, PfÃ¶rtnertÃ¤tigkeiten sowie die
weiteren dort genannten TÃ¤tigkeiten wie Zureichen, Abnehmen, Transportieren,
Reinigen, Bedienen von Maschinen, Kleben, Sortieren, Verpacken, Zusammensetzen
von Teilen, Messen, PrÃ¼fen, Ã�berwachen und die QualitÃ¤tskontrolle von
ProduktionsvorgÃ¤ngen zu verrichten. Eine regelmÃ¤Ã�ige feste Kraftentfaltung
oder ausgesprochen feinmotorische FÃ¤higkeiten sind hierbei nicht erforderlich, da
es sich schon um nur leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten handelt. Auch Y. geht
insofern aus orthopÃ¤discher Sicht von einem hinreichenden Leistungs- und
UmstellungsvermÃ¶gen fÃ¼r die zuvor benannten TÃ¤tigkeiten aus.

Â 

Ein Anspruch auf GewÃ¤hrung einer Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung bei
BerufsunfÃ¤higkeit gemÃ¤Ã� Â§ 240 Abs. 1 SGB VI besteht zur Ã�berzeugung des
Senats ebenfalls nicht, da die KlÃ¤gerin ausgehend von dem Hauptberuf als
Postzustellerin im Verbund allenfalls als angelernte Arbeiterin im oberen Bereich
anzusehen ist und auch auf ungelernte Arbeiten nicht aller einfachster Art auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt verweisbar ist (vgl. zum Mehrstufenschema: BSG, Urteil
vom 15.11.1983 â�� 1 RJ 112/82 â��, Rn. 15 ff).

Â 

Nach Â§ 240 Abs. 1 SGB VI haben Anspruch auf eine Rente wegen teilweiser
Erwerbsminderung bei ErfÃ¼llung der sonstigen Voraussetzungen auch Versicherte,
die vor dem 2. Januar 1961 geboren und berufsunfÃ¤hig sind.

Â 

BerufsunfÃ¤hig sind nach Â§ 240 Abs. 2 Satz 1 SGB VI Versicherte, deren
ErwerbsfÃ¤higkeit wegen Krankheit oder Behinderung im Vergleich zur
ErwerbsfÃ¤higkeit von kÃ¶rperlich, geistig und seelisch gesunden Versicherten mit
Ã¤hnlicher Ausbildung und gleichwertigen Kenntnissen und FÃ¤higkeiten auf
weniger als sechs Stunden gesunken ist. Der Kreis der TÃ¤tigkeiten, nach denen die
ErwerbsfÃ¤higkeit von Versicherten zu beurteilen ist, umfasst alle TÃ¤tigkeiten, die
ihren KrÃ¤ften und FÃ¤higkeiten entsprechen und ihnen unter BerÃ¼cksichtigung
der Dauer und des Umfangs ihrer Ausbildung sowie ihres bisherigen Berufs und der
besonderen Anforderungen ihrer bisherigen BerufstÃ¤tigkeit zugemutet werden
kÃ¶nnen (Satz 2). Zumutbar ist stets eine TÃ¤tigkeit, fÃ¼r die der Versicherte durch
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben mit Erfolg ausgebildet oder umgeschult
worden ist (Satz 3). BerufsunfÃ¤hig ist nicht, wer eine zumutbare TÃ¤tigkeit
mindestens sechs Stunden tÃ¤glich ausÃ¼ben kann; dabei ist die jeweilige
Arbeitsmarktlage nicht zu berÃ¼cksichtigen (Satz 4).
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Â 

Auf welche BerufstÃ¤tigkeiten ein Versicherter nach seinem fachlichen und
gesundheitlichen LeistungsvermÃ¶gen noch zumutbar verwiesen werden kann,
beurteilt das BSG nach einem von ihm entwickelten Mehrstufenschema. Dieses
gliedert die Berufe hierarchisch in vier Gruppen mit verschiedenen Leitberufen. An
oberster Stelle steht die Gruppe der Facharbeiter mit Vorgesetztenfunktion und der
besonders qualifizierten Facharbeiter. Es folgen die Facharbeiter in einem
anerkannten Ausbildungsberuf mit einer Ausbildungszeit von mehr als zwei bis drei
Jahren, danach die angelernten Arbeiter mit einer Ausbildungszeit von bis zu zwei
Jahren. Zuletzt folgen die so genannten Ungelernten, auch mit einer erforderlichen
Einarbeitungs- oder Einweisungszeit von bis zu drei Monaten. Eine vom Versicherten
vollschichtig ausÃ¼bbare TÃ¤tigkeit ist ihm zumutbar im Sinne des Â§ 240 SGB VI,
wenn er irgendwelche TÃ¤tigkeiten der eigenen Qualifikationsstufe oder aber der
nÃ¤chst niedrigeren Stufe spÃ¤testens nach einer Einarbeitung und Einweisung von
drei Monaten zum Erwerb der notwendigen Kenntnisse und FÃ¤higkeiten vollwertig
ausÃ¼ben kann. Dabei muss dem Versicherten ein konkreter Verweisungsberuf
benannt und zugeordnet werden kÃ¶nnen, anhand dessen sich die Zumutbarkeit
seiner AusÃ¼bung beurteilen lÃ¤sst. Kann ein anderer Beruf nicht konkret in
Betracht gezogen werden, liegt bei der UnfÃ¤higkeit der AusÃ¼bung des bisherigen
Berufs BerufsunfÃ¤higkeit vor. Eine Ausnahme vom Erfordernis der konkreten
Benennung eines Verweisungsberufs besteht aber dann, wenn dem Versicherten
fachlich-qualitativ ungelernte TÃ¤tigkeiten und jedenfalls leichte kÃ¶rperliche,
seelische und geistige Belastungen zumutbar sind. Einem Versicherten ist die
AusÃ¼bung einer ungelernten ArbeitstÃ¤tigkeit grundsÃ¤tzlich zuzumuten, wenn
sein bisheriger Beruf entweder dem Leitberuf des angelernten Arbeiters oder dem
des ungelernten Arbeiters zuzuordnen ist. Allerdings ist bei den angelernten
Arbeitern weiter zu differenzieren: Angelernte mit einer Regelausbildungszeit von
bis zu einem Jahr (sog. untere Angelernte) sind auf alle ungelernten TÃ¤tigkeiten
verweisbar. DemgegenÃ¼ber kÃ¶nnen Angelernte mit einer Regelausbildungszeit
von mehr als einem Jahr bis zu zwei Jahren (sog. obere Angelernte) nur auf
ungelernte TÃ¤tigkeiten verwiesen werden, die sich durch bestimmte
QualitÃ¤tsmerkmale auszeichnen. Daher sind fÃ¼r Angelernte des oberen Bereichs
VerweisungstÃ¤tigkeiten konkret zu benennen (z.B. BSG, Urteil vom 21.07.1987 â��
4a RJ 39/86 â�� und vom 29.03.1994 â�� B 13 RJ 35/93 -; siehe auch Nazarek in:
Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB VI, 3. Aufl., Â§ 240 SGB VI (Stand: 01.04.2021), Rn.
109-111 m.w.N).

Â 

Â 

FÃ¼r die Frage, ob ein Versicherter berufsunfÃ¤hig ist, ist sein â��bisheriger
Berufâ�� maÃ�gebend. Wenn er diesen aus gesundheitlichen GrÃ¼nden nicht mehr
ausÃ¼ben kann, ist die Zumutbarkeit einer anderen TÃ¤tigkeit zu prÃ¼fen.
Bisheriger Beruf im Sinne des Â§ 240 SGB VI ist grundsÃ¤tzlich die zuletzt
ausgeÃ¼bte und auf Dauer angelegte versicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung oder
TÃ¤tigkeit. Diese muss mit dem Ziel verrichtet werden, sie bis zur Erreichung der
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Altersgrenze auszuÃ¼ben. Dieser Grundsatz gilt jedenfalls dann, wenn die
TÃ¤tigkeit zugleich die qualitativ hÃ¶chste im Berufsleben des Versicherten
gewesen ist (BSG, a.a.O.; vgl. z.B. Nazarek in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB VI, 3.
Aufl., Â§ 240 SGB VI (Stand: 01.04.2021), Rn. 36-37 m.w.N.).

Â 

Die KlÃ¤gerin ist vor dem maÃ�gebenden Stichtag geboren. Ausgehend von einer
TÃ¤tigkeit als Postzustellerin im Verbund, bei welcher der Senat unter Bezugnahme
auf die Arbeitgeberauskunft von einer kÃ¶rperlich schweren TÃ¤tigkeit ausgeht,
konnte die KlÃ¤gerin dieser Arbeit im streitigen Zeitraum aufgrund der von den
SachverstÃ¤ndigen geschilderten qualitativen LeistungseinschrÃ¤nkungen,
insbesondere im Hinblick auf das Gewicht der zu tragenden und bewegenden
Lasten sowie der jedenfalls zum Teil auch eingetretenen EinschrÃ¤nkung der
GehfÃ¤higkeit und der Kraftminderung der HÃ¤nde nicht mehr nachgehen.

Â 

Zutreffend und sozial zumutbar hat die Beklagte die KlÃ¤gerin auf die TÃ¤tigkeit als
BÃ¼rohelferin in einer Poststelle und Poststellenmitarbeiterin nach BAT III/E3 TVÃ¶D
verwiesen.

Â 

Die KlÃ¤gerin hat zuletzt auf Dauer eine TÃ¤tigkeit als Postzustellerin im Verbund
ausgeÃ¼bt, wobei sie keine Ausbildung zur Fachkraft fÃ¼r Kurier-, Express- und
Postdienstleistungen absolviert hat. Nach der im Berufungsverfahren eingeholten
Arbeitgeberauskunft ist fÃ¼r die von der KlÃ¤gerin verrichtete TÃ¤tigkeit lediglich
eine dreiwÃ¶chige Einarbeitungszeit erforderlich gewesen, wobei unerheblich ist, ob
die Einarbeitung gegebenenfalls im konkreten Fall der KlÃ¤gerin lÃ¤nger gedauert
haben mag. Denn selbst unter BerÃ¼cksichtigung einer lÃ¤ngeren Anlernphase,
ihrer langen TÃ¤tigkeit und der tatsÃ¤chlich ausgeÃ¼bten vollwertigen Verrichtung
unter Aneignung sÃ¤mtlicher theoretischer und praktischer Kenntnisse einer
Fachkraft fÃ¼r Kurier-, Express- und Postdienstleistungen, ist die KlÃ¤gerin lediglich
als Angelernte im oberen Bereich in das Mehrstufenschema einzuordnen, weil es
sich bei dieser TÃ¤tigkeit nur um eine zweijÃ¤hrige Ausbildung nach dem
Berufsbildungsgesetz i.V.m. Â§ 2 der Verordnung Ã¼ber die Berufsausbildung
handelt.

Â 

Dies hat zur Folge, dass die KlÃ¤gerin zumutbar auf eine TÃ¤tigkeit als BÃ¼ro- oder
Poststellenhilfskraft verwiesen werden kann. Diese TÃ¤tigkeiten stellen schon nach
der tarifvertraglichen Einstufung (vgl. zum Wert einer tarifvertraglichen Einstufung:
BSG, Urteil vom 28.11.1985 â�� 4a RJ 51/84 â��, Rn. 12) keine TÃ¤tigkeiten von nur
ganz geringem Wert dar (vgl. ThÃ¼ringer Landessozialgericht, Urteil vom
13.12.2011 â�� L 6 R 539/07 â��, Rn. 22 zu TÃ¤tigkeiten als Poststellen- und
BÃ¼rohilfskraft nach dem bis 2005 geltenden BAT). Nach der Entgeltordnung zum
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TV-L (beispielsweise, die Einordnung ist nach dem TVÃ�D fÃ¼r Bund und
Kommunen entsprechend) werden u.a. BeschÃ¤ftigte im BÃ¼ro-, Buchhalterei-,
sonstigen Innendienst in die Entgeltgruppen 2 â�� 4 eingestuft, dabei bezeichnet
die Entgeltgruppe 2 BeschÃ¤ftigte im BÃ¼ro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst
und im AuÃ�endienst mit einfachen TÃ¤tigkeiten, wÃ¤hrend die Entgeltgruppe 1
BeschÃ¤ftigte mit einfachsten TÃ¤tigkeiten bezeichnet:

Â 

Entgeltgruppe 4

1. BeschÃ¤ftigte im BÃ¼ro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und im
AuÃ�endienst

mit schwierigen TÃ¤tigkeiten.

(Hierzu ProtokollerklÃ¤rungen Nrn. 3 und 8)

2. BeschÃ¤ftigte im BÃ¼ro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und im
AuÃ�endienst,

deren TÃ¤tigkeit sich dadurch aus der Entgeltgruppe 3 heraushebt, dass sie
mindestens zu einem Viertel grÃ¼ndliche Fachkenntnisse erfordert.

(Hierzu ProtokollerklÃ¤rungen Nrn. 3 und 7)

Entgeltgruppe 3

BeschÃ¤ftigte im BÃ¼ro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und im
AuÃ�endienst

mit TÃ¤tigkeiten, fÃ¼r die eine eingehende Einarbeitung bzw. eine fachliche
Anlernung erforderlich ist, die Ã¼ber eine Einarbeitung im Sinne der Entgeltgruppe
2

hinausgeht.

(Hierzu ProtokollerklÃ¤rung Nr. 3)

Entgeltgruppe 2

BeschÃ¤ftigte im BÃ¼ro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und im
AuÃ�endienst

mit einfachen TÃ¤tigkeiten.

(Hierzu ProtokollerklÃ¤rungen Nrn. 3 und 9)
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Entgeltgruppe 1

BeschÃ¤ftigte mit einfachsten TÃ¤tigkeiten.

(Hierzu ProtokollerklÃ¤rung Nr. 10)

ProtokollerklÃ¤rungen:

Nr. 9 Einfache TÃ¤tigkeiten sind TÃ¤tigkeiten, die weder eine Vor- noch eine
Ausbildung, aber eine Einarbeitung erfordern, die Ã¼ber eine sehr kurze Einweisung
oder Anlernphase hinausgeht. Die Einarbeitung dient dem Erwerb derjenigen
Kenntnisse und Fertigkeiten, die fÃ¼r die Beherrschung der ArbeitsablÃ¤ufe als
solche erforderlich sind. 

Nr. 10 Einfachste TÃ¤tigkeiten Ã¼ben z. B. aus â�� Essens- und
GetrÃ¤nkeausgeber, â�� Garderobenpersonal, â�� BeschÃ¤ftigte, die spÃ¼len,
GemÃ¼se putzen oder sonstige TÃ¤tigkeiten im Haus und KÃ¼chenbereich
ausÃ¼ben, â�� Reiniger in AuÃ�enbereichen wie HÃ¶fen, Wegen, GrÃ¼nanlagen,
Parks, â�� WÃ¤rter von BedÃ¼rfnisanstalten, â�� Servierer, â�� Hausarbeiter und
â�� Hausgehilfen. ErgÃ¤nzungen kÃ¶nnen durch landesbezirklichen Tarifvertrag
geregelt werden.

Â 

Hieraus ergibt sich eine Einstufung (mindestens) in die Entgeltgruppe 2, die nicht
nur einen ganz geringen qualitativen Wert hat, da die einfachsten TÃ¤tigkeiten
noch darunter in die Entgeltgruppe 1 eingestuft werden. Diese Einstufung entspricht
im Ã�brigen auch dem Entgeltgruppenverzeichnis der Deutschen Post AG, wo die
KlÃ¤gerin zutreffend in Entgeltgruppe 3 gefÃ¼hrt wurde und wiederum das
Berufsfeld des BÃ¼rohelfers der Gruppe 2 zugeordnet ist. Zudem wird der
Abschluss einer Ausbildung in Entgeltgruppe 3 â��in der Regelâ�� auch gar nicht
zwingend verlangt. 

Â 

Die KlÃ¤gerin ist aus den oben bei der Feststellung des LeistungsvermÃ¶gens
aufgefÃ¼hrten GrÃ¼nden auf TÃ¤tigkeiten im Bereich der besonders leichten
angelernten Pack-, Montier-, Produktions-, PrÃ¼f-, Etikettier-, Muster- und
Kommissionierungsarbeiten, die in den verschiedensten Wirtschaftszweigen
anfallen, verweisbar. Hierunter fÃ¤llt auch die von der Beklagten benannte
VerweisungstÃ¤tigkeit als BÃ¼rohelferin in einer Poststelle und
Poststellenmitarbeiterin nach BAT III/E3 TVÃ¶D (vgl. hierzu ThÃ¼ringer LSG, Urteil
vom 28.01.2013 â�� L 6 R 658/08 â��, Rn. 30 und LSG Sachsen-Anhalt, Urteil vom
13.07.2011 â�� L 3 R 330/07 â��, Rn. 60). BerufstÃ¤tigkeiten mit den genannten
Bezeichnungen kommen im heutigen Berufsleben weiterhin auch in Teilzeit
tatsÃ¤chlich vor.

Â 
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Diese TÃ¤tigkeiten sind der KlÃ¤gerin als leichte, vorwiegend im Sitzen und mit der
MÃ¶glichkeit des Wechsels der KÃ¶rperhaltung und in geschlossenen RÃ¤umen zu
verrichtende TÃ¤tigkeiten gesundheitlich vollschichtig zumutbar, da sie weder
hÃ¤ufiges und anhaltendes BÃ¼cken noch hÃ¤ufige oder anhaltende
Ã�berkopfarbeiten beinhalten. Auch wird keine besondere GehfÃ¤higkeit oder
Ã¼ber eine nur geringe Kraftaufwendung der HÃ¤nde hinausgehender Einsatz
abverlangt. Die ohnehin nur gering eingeschrÃ¤nkte Feinmotorik der HÃ¤nde steht
dieser TÃ¤tigkeit ebenfalls nicht entgegen.

Â 

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs. 1 Satz 1 SGG.

Â 

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision bestehen nicht, Â§ 160 Abs. 2 SGG. 

Â 

Â 

Erstellt am: 09.02.2024

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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